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Auf der Suche nach Wegen aus der Armut

Konferenz: 120 Kreis- und Kommunalpolitiker beraten mit Vertretern sozialer und karitativer Institutionen des Kreises 

DARMSTADT-DIEBURG.  Die Frage, ob es überhaupt „Wege aus der Armut“ für Hartz- IV- Empfänger, Jugendliche ohne Schulabschluss, allein erziehende Mütter oder „Aufstocker“ geben kann, beantwortete Sozialdezernentin Rosemarie Lück (SPD) gestern ausdrücklich mit „Ja.“ Fragte man die zehn Prozent der Menschen im Landkreis, die laut Sozialbericht als arm gelten, also 60 Prozent (oder weniger) des von der EU festgelegten »Nettoäquivalenzeinkommens“ zur Verfügung haben, fiele die Antwort wohl anders aus. In Zahlen: es geht um Menschen mit einem Jahreseinkommen von 10274 Euro netto oder weniger. Langzeitarbeitslose, die trotz Fördermaßnahme ohne Arbeit bleiben, die sie ernähren könnte, sind von sozialer, kultureller und materieller Teilhabe ausgeschlossen und leben am Rand der Gesellschaft. 

Doch die Betroffenen nahmen an der Auftaktveranstaltung zum Beteiligungsprozess für ein Handlungskonzept zur Armutsbekämpfung des Kreises nicht teil. Gestern trafen sich rund 120 Vertreter sozialer, karitativer und politischer Institutionen des Kreises, seiner Nachbarkreise und der Kommunen, um „Wege aus der Armut“ zu auszuloten. Bis zum 24. Oktober stehen fünf Konferenzen und verschiedene Arbeitsgruppen auf der Tagesordnung, die sich zu den Themen „Arbeitsmarkt und Armut“, „Bildung und Armut“, „Gesundheit und Armut“ sowie „Kinderarmut“ austauschen. Resultat soll ein „Bericht zur sozialen Lage des Kreises“ sein. 

„Es geht um Teilhabe und Chancen“ 

„Wir leben im Wohlstand. Umso schlimmer ist es, vom Wohlstand ausgeschlossen zu sein“, pointierte Professor Walter Hanesch von der Hochschule Darmstadt. Lück ergänzte: „Es geht um Teilhabe und Verwirklichungschancen. Das Zurückfahren sozialer Leistungen ist entschieden der falsche Weg.“ ‘Trotz kräftigem Aufschwung der Wirtschaft sei eine Zunahme der Zahl der Menschen festzustellen, die überwiegend von Sozialleistungen lebt. Kreis- und Kommunalpolitiker stemmen sich nun gegen die von Bund und Land vorgegebenen strikten Rahmenbedingungen, indem sie „Hilfen auf kommunaler Ebene noch stärker aktivieren und vernetzen wollen“, sagte Professor Hanesch. 

Dass der Sozialbericht 2010 nicht „in der Schublade verschwindet“, sondern Grundlage ist, zentrale Akteure der Armutsbekämpfung zusammenzubringen, liegt Rosemarie Lück am Herzen. „Der Kreis als übergeordnete Instanz will kommunale Institutionen aus Bildung, Gesundheit, Politik und Verwaltung ins Boot holen. Sie sollen feststellen, welche Gruppen besonders förderungswürdig sind, um daraufhin Maßnahmen zu optimieren“, sagte sie. Lücken zu schließen sei wichtig, um den Teufelskreis der Armut zu durchbrechen. Das betreffe etwa Schulsozialarbeit, U3-Betreu-ung, auch Schulabschlüsse von Migranten und gleiche Bildungschancen für alle Schichten. 

„Der Staat hat sich immer mehr aus kommunaler Verantwortung raus gezogen. Zugleich wurde der Handlungsdruck durch die Sozialgesetzgebung erhöht. Ich fordere mehr sozialpolitische Handlungsmöglichkeit ein, das Budget so einzusetzen, dass es auf kommunaler Ebene tatsächlich dort ankommt, wo es dringend benötigt wird“, betonte Lück.
